
Wie einigen Äußerungen zu ent-
nehmen ist, machen sich einige 
ambulante Pflegedienste und Inter-
essenverbände Sorgen, dass durch 
die Einführung von Entlastungsleis-
tungen „billiger“, nicht qualitäts-
gesicherter Leistungserbringung 
Vorschub geleistet würde (s. CARE-
konkret Nr. 24 vom 13.6.2014).

Diese Sorgen teile ich aus folgenden 
Gründen nicht:

>> Auch wenn für diese Leistungen 
nicht der Pflegemindestlohn gilt, 
wird mit der Einführung 2015 der 
flächendeckende Mindestlohn 
gelten

>> Die Bundesländer werden ein-
zeln oder gemeinsam Quali-
tätsanforderungen erstellen und 
die Anbieter müssen sich danach 
anerkennen lassen

>> Seit 2013 (PNG) gibt es die ge-
setzliche Möglichkeit reine Be-
treuungsdienste zu betreiben, 
stellt diese Möglichkeit bis heute 
einen Wettbewerb für Pflege-
dienste dar?

>> Definitiv wollen Pflegebedürfti-
ge vorrangig die Versorgung von 
einem und nicht von mehreren 
Anbietern

Nach meiner Erfahrung sind Be-
treuungs- und zukünftig Entlas-
tungsleistungen für viele Pflege-
bedürftige sehr wichtig. Einige 

Pflegeanbieter haben das er-
fasst und bieten umfangreich 
entsprechende Einzel- und 
Gruppenbetreuungen an. Sie 
generieren damit inzwischen 
bemerkenswerte Umsatzan-
teile von weit über zehn Pro-
zent.

Leider stelle ich fest, dass es 
nicht wenige Pflegediens-
te gibt, die diese Leistungen 
kaum erbringen, Ihnen feh-
len entsprechende Konzepte 
und oder Ressourcen. Es gibt 
auch bedauerlicherweise im-
mer noch Pflegedienste, die 
Betreuungsleistungen zur Re-
duzierung von Eigenanteilen 
der Versicherten verstehen.

Wenn der Pflegedienst den 
Bedarf der Pflegekunden nicht 
decken kann, dann muss er mit 
Wettbewerb rechnen!
Die Aufgabe für die ambulanten 
Pflegeanbieter besteht also darin, 
durch eigene Angebote den Wett-
bewerb zu vermeiden.
Die Chancen aus dieser Regelung 
und dem Pflegestärkungsgesetz 
überwiegen für mich deutlich. So 
stehen nun auch 50 Prozent der 
Sachleistung für Betreuungs- und 
Entlastungsangebote zur Verfü-
gung, auch nicht eingeschränkt All-
tagskompetente haben Anspruch 

auf diese Leistungsbereiche und 
viele Leistungen, die bisher neben-
bei erbracht wurden, werden abre-
chenbar.

Alles in allem bietet das Pflege-
stärkungsgesetz viele Verbesserun-
gen für die ambulante Versorgung. 
Wichtig ist, diese zu erkennen und 
mit entsprechenden Angeboten zu 
füllen.

■	  Der Autor ist Unternehmens-
berater, Internet: www.uw-b.de 
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Personalmangel

Praxis-Tipps für die strategische 
Personalentwicklung
Hamburg/Köln // In Zukunft wird es 
für Pflegedienste überlebenswich-
tig, Mitarbeiter kontinuierlich zu 
entwickeln und zu fördern. Welche 
Projekte eignen sich? Was macht 
Mitarbeiter „glücklich“ und sorgt für 
Mitarbeiterbindung ans Unterneh-
men? In der Juli-Ausgabe der Zeit-
schrift HÄUSLICHE PFLEGE erläutern 
die Unternehmensberater Thomas 
Sießegger und Claudia Henrichs, 
wie wichtig eine strategische Perso-
nalentwicklung als Erfolgsfaktor ist. 
Sie zeigen anhand von praxisnahen 
Beispielen, wie Pflegedienste dabei 
vorgehen können. Nach Ansicht 
der Autoren werden Pflegedienste 
die stetig steigende Nachfrage und 
die Bedarfe nach Häuslicher Pfle-
ge nur „überleben“, wenn sie selbst 
rechtzeitig Maßnahmen ergreifen: 
Die Politik wird hier im besten Fal-
le nur unterstützen oder die Um-
stände mildern können. Existen-
zentscheidend wird sein, wer seine 
Mitarbeiter halten kann und diese 
zu versierten Führungskräften wei-
terentwickelt. 

Aus strategischer Sicht ist es für 
viele Träger und Verbände sinnvoll, 

Synergieeffekte aus der Größe von 
Pflegedienst oder Pflegedienst-Kon-
zernen zu ziehen. Dieser Trend der 
Vergrößerung von Pflegediensten 
ist eindeutig zu beobachten. Die 
Rollen der Leitungskräfte müssen so 
alle zwei bis vier Jahre neu definiert 
werden und Aufgaben müssen neu 
verteilt werden. Ab einer Patien-
tenanzahl von ca. 110 empfiehlt es 
sich, den Pflegedienst in zwei orga-
nisatorische Einheiten zu teilen. Ein 
drittes Team kommt ab ca. 270 Pati-
enten hinzu, und bei einer Größen-
ordnung von 360 bis 450 Patienten 
sind vier Teams notwendig. Dieses 
Wachstum bedeutet Veränderung 
in der Struktur und Organisation. Es 
bedeutet aber auch höhere Anforde-
rungen an Qualität, das Fachwissen 
und die Kommunikationskompe-
tenz der Leitungskräfte. Das ist eine 
riesengroße Herausforderung für 
die Personalentwicklung. Tipps und 
Beispiele, wie Sie dabei vorgehen, 
lesen Sie in der aktuellen Ausgabe 
von HÄUSLICHE PFLEGE.

■	  www.hauesliche-pflege.net 

Erfurt/Essen // Der Bundesverband 
Ambulante Dienste und Stationäre 
Einrichtungen (bad) bewertet die 
vorgesehen Regelungen im Thürin-
gischen Wohn- und Teilhabegesetzes 
(ThürWTG) weitestgehend positiv. 
Zu begrüßen sei, dass Einrichtungen 
der Tages- und Nachtpflege sowie 
selbstbestimmte ambulante Wohn-
gemeinschaften und Angebote des 
betreuten Wohnens nicht unter den 
Anwendungsbereich des Thüringer 
Wohn- und Teilhabegesetz fallen und 
somit geringere ordnungsrechtli-
che Anforderungen an diese Versor-
gungsformen gestellt werden. Auch 
für nicht selbstorganisierte ambu-
lante Wohngruppen gilt das Thürin-
ger Wohn- und Teilhabegesetz nach 
dem Willen der Landesregierung nur 
in abgestufter Form. „Nach unserer 
Auffassung dürfte dies die Gründung 
derartiger Wohngemeinschaften er-
heblich erleichtern“, sagte bad-Bun-
desgeschäftsführerin Andrea Kapp. 

Kritisch bewertet der Verband im 
Zusammenhang mit den ambulan-
ten Wohnformen, dass das ThürWTG 
in der Regel eine strikte räumliche 
Trennung zwischen der ambulanten 
Pflegeeinrichtung und den Räum-
lichkeiten der von ihr versorgten 
Wohngemeinschaft fordert. Denn 
bereits eine solche räumliche Nähe 
könnte den Status einer stationären 
Einrichtung begründen. Gleichfalls 
soll nach dem Willen des Gesetzge-
bers nur dann eine selbstbestimmte 
Wohngruppe vorliegen, wenn die Le-
bens- und Haushaltsführung selbst-

Thüringen 

ThürWTG: Chance oder 
Stolperstein? 

bestimmt gemeinschaftlich gestaltet 
werden kann. Dies könnte insbeson-
dere bei Wohngemeinschaften, in de-
nen beatmungspflichtige Personen 
gemeinschaftlich wohnen, zu Kon-
troversen führen. Die Entscheidung 
darüber, ob eine WG als fremd- oder 
selbstbestimmt einzuordnen ist, 
trifft das Thüringer Landesverwal-
tungsamt, dem ein Zutritts- und Prü-
fungsrecht auch für selbstorganisier-
te Wohnformen eingeräumt wurde. 

Der Trägerverband VDAB sieht 
dagegen massive Einschränkung des 
Ausbaus von alternativen Wohn-
formen durch das Gesetz. So habe 
der Gesetzgeber dem Anspruch auf 
Selbstbestimmung im Alter einen 
Bärendienst erwiesen, indem selbst 
organisierte ambulant betreute 
Wohnformen wie WG oder Betreutes 
Wohnen unter die Gesetzesregelun-
gen fallen, sofern diese professionell 
ganztägig betreut werden. „Indem 
der Gesetzgeber die Grenzen der 
Selbstbestimmung in ambulant be-
treuten Wohnformen so eng setzt, 
entmündigt er Pflegebedürftige, die 
die Freiheit haben sollten, zu ent-
scheiden, in welcher Form sie durch 
wen versorgt sein wollen“, so Petra 
Wilhelm, Stellvertretende Vorstands-
vorsitzende des VDAB Landesver-
bandes Thüringen. Insgesamt sei das 
WTG kein Beitrag dazu, die Heraus-
forderungen für Pflege in Thüringen 
nachhaltig anzugehen.� (ck)

■	 Die Position des Trägerverbandes 
bpa finden Sie in Ausgabe 23, S. 1

Als letztes der 16 Bundesländer hat Thüringen jetzt auch 
ein eigenes Heimgesetz. Es wird von Trägerverbänden der 
professionellen Pflege unterschiedlich bewertet.
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